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Präambel des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland
Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Men-
schen, von dem Willen beseelt, seine nationale und staatliche 
Einheit zu wahren und als gleichberechtigtes Glied in einem ver-
einten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat das Deut-
sche Volk in den Ländern Baden, Bayern, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg-Ho-
henzollern, um dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit 
eine neue Ordnung zu geben, kraft seiner verfassungsgebenden 
Gewalt dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
beschlossen. Es hat auch für jene Deutschen gehandelt, denen 
mitzuwirken versagt war. Das gesamte Deutsche Volk bleibt auf-
gefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden.

I. Die Grundrechte
Artikel 1
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit 
in der Welt.
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, Ver-
waltung und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 
[…]

Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem 
eine Verfassung in
Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in
freier Entscheidung beschlossen worden ist.
Bonn am Rhein, am 23. Mai 1949.
Dr. Adenauer
Präsident des Parlamentarischen Rates
Schönfelder, Dr. Schäfer
1. Vizepräsident 2. Vizepräsident
Bundesgesetzblatt. Jahrgang 1949, Nr. 1 vom 23. Mai 1949, S. 1 – 20.

Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
Von dem Willen erfüllt, die Freiheit und die Rechte des Men-
schen zu verbürgen, das Gemeinschafts- und Wirtschaftsleben in 
sozialer Gerechtigkeit zu gestalten, dem gesellschaftlichen Fort-
schritt zu dienen, die Freundschaft mit allen Völkern zu fördern 
und den Frieden zu sichern, hat sich das deutsche Volk diese Ver-
fassung gegeben.

A. Grundlagen der Staatsgewalt
ARTIKEL 1	 1
(1) Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie 
baut sich auf den deutschen Ländern auf.
(2) Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die für den 
Bestand und die Entwicklung des deutschen Volkes in seiner Ge-
samtheit wesentlich sind; alle übrigen Angelegenheiten werden 
von den Ländern selbständig entschieden.
(3) Die Entscheidungen der Republik werden grundsätzlich von 
den Ländern ausgeführt.
(4) Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit.
ARTIKEL 2
(1) Die Farben der Deutschen Demokratischen Republik sind 
Schwarz-Rot-Gold.
(2) Die Hauptstadt der Republik ist Berlin.
(3) ARTIKEL 3
 
(1) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.
Jeder Bürger hat das Recht und die Pflicht zur Mitgestaltung in 
seiner Gemeinde, seinem Kreise, seinem Lande und in der Deut-
schen Demokratischen Republik.
Gesetzblatt der DDR. Jahrgang 1949, Nr. 1 vom 8. Oktober 1949, S. 5 f.
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